
frnLage Z

t
Lenz und Joh len
Rechisanwäite Padnerschait

Rechtsgutachten

zur rechllichen Zulässigkeit dcr Lrhebung \ on Kanalan\chlussleilbeilrägen

für Grundstücke in den Ortslagen Thier und wipperfeld

im Auftrag der

Stadt Wippelfürth

- Stadtentwässerung -

Hochshaße 4

51688 Wipperfüfih

erstattet duch

Rechtsanwalt Raine. Scimitz

Fachanwalt fü r Verwaitungsrecht

Kaygasse 5

50676 Köln

Köln, der 27.0,1.2012



L Sachverhalt

l.
Die zul Stadt Wippefürth gehörenden Ortschaften Thier urd Wippef'eld liegen innerhalb

eines Wasserschutzgebieies, welches unter der Bezeichlrmg ..Sülzüberleitungsgebiet" geführt

wird. lnner-haib dieses Wassqschutzgebietes gelten erhöhte Anfordemngen an die Abwasser-

beseitigung. Diese sind rechtlich lestgelegt zum einen in der ..Ordnungsbehördlichen Ver

ordnung des Wasserschutzgebietes fir die Gewässer im Einzugsgebiet der Großen Dhünn-

talspene des Wuppewerbandes" vom 02.09.1985 sowie der .,Ordnungsbehiirdlichen Verord

nung zur Aufstejlung des Abwasserbeseitigungsplanes fir die Genreinde Küten und die

Stadt Wipperfürth". Letztere enthält auch detaillielte Vorgaben für die Anlager zur Abwas-

serbeseitigung. Für die beiden Oftslagen Wipperfeld und Thiel wird hinsichtlich der Entwäs-

sorung eir Mischwasseßystem vorg€geben ($ 4 Nr.3 i.V.m. Anlage 3, Nr. 1.1.2 bzw. 1.3.16

der Ordmngsbehördlichen Vcrordnung zur Aufstellung des Abwasserbeseitigungsplanes firr

die Geneinde Kürten und die Stadt Wippedürth).

2.

In beiden Ortslagen sind dann von der Stadt Wipperfürfh die Mischu'asserkaläie gebaut wor-

den.

Diese Baumaßnahmen waien bis Mitte der 1990er Jahre abgeschlossen.

3.

Mit Allgemeinverfügung vom 18.01.1996 wüde die Fertigstellung velschiedener Kanäle

angezeigt ulld d:rmit die Feststellung verbunden! dass hierdurch der Anschluss- und Benut-

zungszwang wirksam begründet rverde. Betroffen warcn konkretl

Wipper ürth Wipperfeld. Felderweg. HofstftrJle, Unterholl. Lamsfuß

Crrnrrl-r-np \Ä ipprrtcld. I ure ll und I 5

Wippcrflirlh-Thier, Johann-Wilhelm-Roth-Straße

Gemarkung K1üppeiberg, Flure 35 und 40

Wippe#iifth Hämmem, Josf berg

Gemarkung Wipperfifih, Flur 45

Wipperfürtl], Dreirer Weg, Tanncnwcg
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Gemarkung Wipperfirth, Flur 86

Wippofünh, Egeryohl

Gemarkung Klüppelberg, Flule 14,51 und 53

Wipperfürth. tm Hagen, KJaswipper. Böswipper, Niederrvipper

Geüarkmg lcüppelberg, Flure 14, 15, 17, 18, 19 und 5,1

Wipperfirlh, Niedergaul, Agathaberger Weg, Nagelsbüche1, Jägerhol, Friedrichsthal,

Waldweg

Gemarkung Wipperfirth, Flur 49, Gemarkung Klüppelberg. Flure 49 und 50

Die Bekanntmachung erthielt die Einschränkung, dass die Einieitungsnöglichkcit auf das

Schmutzwasser beschränkt sei.

Nach den damaligen iterlegungell sollte das auf den privaten Fläclrcn angefallene Nieder-

scl agswasser aut' den Grundstücken versickefl werden. Die Kaialbaumaßnahme vr'ar aller-

dings rnit einer Sicherungsreserve errichtet worden, um gegebenenfalls auch das von den

Anliegergrundstücken stammende Niederschlagswasscr aufzunehrnen.

4.

In dei dann erfblgenden Heranziehungell zu Kanalanscllussbeiträgen efolgte konselluen-

tenveise nur die Festsetzung des Schmutzwasseranteils. Die aufgrund der hydraulischen Leis-

tungsfühigkeit besteherde Möglichkeit zur Ühemahrne Juch de< NiederschlagswasseN war

nach der seinerzeit vorgenom enen reshtlicher Beüleihng kein Grund, den vollen Beitrag

zu erheben.

5.

Mit Wirkung zum 0l-07.1995 novelliefte der Nordrhein-Westlälische Landesgesetzgeber das

Landeswassergosetz. Hievu gehöfie insbesondere die Bestim ung des $ 51 a) LWG NRW,

welcher besagte: ,,Nicderschlagswasser von Grundslücken, die nach dem 0l.01.1996 crst a-

lig bebaut, bel'estigt od€I an die öffentlichc Kanalisation angeschlossei werden, ist ror Ort zu

versickem, zu verrieseln ode. ofisnah in ein Gewäss$ einzuleiten, sofem dies ohne Beein-

trächtigung dcs Wohls der Allgemcinheit rnög1ich ist. Die dafür ertbrderlichen Anlagen müs-

sen den jeweils in Betracht kommenden Ilegeln der Technik entsprechen."



Eine wiclrtige Neuregelung, nämlich die Zuweisuig dcr Entsorgungsvonntwoltlichkeil zu

Gunsten der Grundstückseigentümer, cnthält dann der Absatz 2, wo es heißtt .,Nieder-

schlagswasser, das nach Absatz 1 auf den Grundstücken! aus denen cs anfillt, versickerl.

venieselt oder ortsnah in ein Gervässer eingeleitet werden kann, hat der Nutzungsbgrechtigte

des Grundstücks zu besoitigen."

Für dir: Orlslagen Thjcr und Wippedeld war diese Regelung einschlägig, da sie erst nach dern

Stichtag 01.01.1996 den Anscbluss an das ölfentliche Kanalisationsnetz erhiclten. Somil griff

die Zustälrdigkeitszuweisung des $ 51 a) II LWG NRW ein, wonach hinsichtlich des Niedcr-

schlagswassers der jeweilige Grundstückseigentümer für die ordnungsgemäße Entsorgung

zuständig war.

Dies entsprach dann auch der realen Ent$,ässcmngssituation in beiden Oftslagen: Da die

Nutzung der Mischwasserkanäle zur Einleitung des auf Pdvalflächen anfallcnden Nieder

schlagswassers unzulässig war, mussten die Grundstilckseigentümer dieses selbst enfsorgen.

6.

Die Grundstückseigcntümer in Thier und Wipperfeld haben dann jedenfalls überwiegend

diesc pivate Zuständigkeit auch wahrgenommen.

ln iosgesamt 12 Fäilen wurden für die errichteten Niederschlagswassercntsorgungsanlagen

wasseraechtliche Eriaubnisse eingeholt.

Die weitaus größerc Anzahl der Grundstückseigcntilmer nal'tm die Niedeischlagswasserent-

sorgung ohne wasserrechtliche Erlaubnis vor.

Femer ergab eine allerdings erst irn Jahr 2008 anlässlicb der Einlührung der gesplifteten Ab-

rvassergebühr vorgenomrnene Erhebung, dass rund 50 o% der Grundstücke in Wipperfeld und

rund,10 o/o der Grundstilcke in Thier dil- öffentliche Kanalisation auch fir die Ableitung des

Niederschlagsrvassers in Anspruch nehmen. Dicse Anschlussnahme entgcgen der in der All
gemeinverdigung angeordneten Beschränkung auf die Einleitulgsmöglichkeit von Sohmutz-

wasser erlolgte ohne wissen - und eßt recht ohne Genehmigung der Stadt wipperfürth-



Gegetßtand dieses Rechlsgutachte s ist die Frage, ob heule noch.füt die Gtuttdstücke it
Thier and ll/ippe(bkl eh Kattulansclrlussbeitrog beschrät*t aüf de Niederschlagswas-

sera teil - erhohPn wutlcn kann.

II.
Rechtliche Würdigung

1. Rechtsgr ndlage und Verjährungsproblematik

Rechtsgrundlage 1ür die Veranlagung zu einem Kanalanscl ussbeitrag, bezogen auf den An-

teil, welcher auf die Niederschlagswasserentsorgung entfillt, ist $ 8 I{-\G NRW i.V.m. der

Beitrags und Gebüllrensatzllng zur Entirvässerungssatzung der Stadt Wipperfirth. Nach $ I
dieser Satzung wird für die Herstellung von Kanalisationsanlagcn ein Beitng geschuldet,

sol'em für den herangezogenen Grundstückseigentümer die Möglichkeit der Inanspruchnah-

me bestehl und er hierdurch einen Vorteil erlanSt.

Hier geht es um die Beitragscrhebung fir den bislang nicht gcltend gemachten auf das Nie

denchlagsrvasser bezogenen Antcil des satz,ungsmäßigen Kanalansohlussbeitrages. lnsoweit

h:urdelt es sich also nicht etwa um eine Nachveranlagung, sondem nln die erstmalige Cel-

tendmachung eines bislal1g nicht crhobencrl (Tei])BeitragsansprlLchs.

Diescr Beitragsanspruch untelliegt aber der sogenannfen Festsetzungsverjährung. Diese läuIi
gen:iß 

'siÄ 
12 I Nr. /t b) KAG NRw i.V.m. $ 169 AO nach ,l Jalrrerl ab. Die Frist beginnt lnit

dem Ende dcs Kalenclerjahres, in welchem die Beifügspflicht entstand.

Somit ist entsclcideid. ob im vorliegenden Fall bereits \,on einer Entstchung der Bcitrags-

pflicht auch 1ür den aufdie Niederschlagswasselentsorgung cntfallenden Anteil des Kanaian

schlussbeitrages ausgegangen werden muss und wie sich gegebenenfalls seither der Zeitab-

larfdarstellt. Die daher entscheidende Frage der Entstehung der Beittagspflicht regelt $ 5 der

Beitrags- und Gebührensatzung zur Eltwässerungssatzung der Stadt Wipperftiflh. Dofl heißt

es im Absatz I :

..Die Beitrugspiicht entsteht, sabulLl dos Grundstück dn die Abvusseranluge

dngcsc h lossen \:erden kdün -
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Mit dieser Tatbestandsbeschreibung wird also auf die Fä110 abgcstcllt, in denen unabhängig

von oiner tatsäcf ichen Anschlussnah ,e die b1oße Möglichkeit geboten rvird, das Grund-

stück hinsichtlich des anfallenden Niederschlagswassers an die öffentliche Kanalisation an-

zuschließen

Davon abzugrenzen ist die in $ 2 II der Satzüg beschriebene Konstellation. dass ein Grund-

sttick tatsächlich an die kommunale Abwasseranlage angeschlossen wird. Dann trifft hin-

sichtlich der Entstehung der Beitragspflicht der S 5 1l tblgcnde Bestimmrmg:

.,hn Fall des f 2 Abs. 2 entsleht dic Beitragspflicht mit dem AnschlLtss, Jiühes-
lens iedoch mit desse (jeüehfiigLtng."

2. Tatbcstände der Entstehung der Beitragspflicht

Die unterschiedlichen Satzungsregelungen für dje beiden Enlstehungssacllverhalte der Bci-

trags!flicht Möglichkeit der Alschlussnahme einerseits, tatsächlicle Ansc}rlussnahme an-

dererseits - fth1 rechtlich dazu, dass die konheten Tatbestandsvoraussetzungen teilweise

divergi eren:

a)

Entstcht die Beitragspflicht aufgmnd dcr Möglichkeit der Anschlussnahme, sind {blgende

Voraussetzungen zu erlülien:

- das Grundstilck ist bebaut oder- weist Baulandqualität aul
- es liegt ein betriebsfertiger. auch fir die Nicderschlagswasserentsorgung vorgeseho-

ner (,,gewidmeter") Kanal vor;

- der Eigentümer verfügt auch hinsichtlich des Niederschlagswassers über ein satzungs-

rechtliches Anschlussrecht;

die angebotcn€ Entsolgungsmöglichkeit hinsichtlich des Niederschlagswassers ver

mittelt dem Eigentüner einen wirtschaftlichen Voltcil.
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b)

Entsteht die Beitragspilicht aufgrund d taisächlichen Anscblussnahne, so sind lblgendc

Volaussetzungen zn erfüllen:

das Grundstück rveisl €jne Verbindungsleitung zur gemeindlichen Kanalisation au1':

- es liegt ein betriebsfertiger, auch für die Niederschlagswasserentsorgung vorgesehe

ner (,,ge\üdmeter") Kanal vor';

- dem Eigentäl,er ist die in der Entwässerungssatzung vorgeschriebele Cenehmigung

des Anschlusses erleilt wordent

- der tatsächiiche Anschluss vermittelt dem Eigcnttimer ejncn $'ifischaftlichen Vorteil.

Diesc untcrschiedlichen TatbestandsvoGlrssetzungen für die Entstehung der Beifragspllicht

machen dann auch eine gesondefie Betrachtung der hier zu bcüleilenden Situation in den

Ortslagen Thier und Wipperfeld notwendig.

3. Crundstücke ilr Thier und Wipperfeld ohne Niederschlagswasseranschluss an die

in der Allgemeinverfügung vom 18,01.1996 gelannten städtische Kanäle

Aufgrund der Erkenntnisse aus der jm Jahr 2008 durchgeführten Flächenerhebüng wird von

einem großen Teil der Grundstücke die Untersagung der Einleitung von Niederschlagswasser

in die Mischwasserkanalisation beachtet. Mangels tatsächlicher Anscl uß[ahme komnt hier

nur die oben beschriebene Vari:rnte dcr Entstehung der Beitragspflicht aufgrund der Mög-

lichkeit der Kanalnutzüng in Betlacht.

a)

Die erste Voraussetzung, nämlioh die Bcbauung bzw. die Baulandqualität der zu betrachten-

dcn Grund$ücke in Thier und Wipperfeld rvird für dic vorliegende rechtliche Bewertung als

gegebcn untersiellt.

b)

Weit€Thin sotzt dic Bcjtragspflicht die Existenz cines tretriebsfertigcn Kanals voraus. Hier

wurde zwischen Anfang und Mitte der I990er Jahre ein Mischwasserkanalsystem realisieft,

welches von seiner technischen Dinrensionianng her dafir geeignet ist, auch das von den
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Anliegergrundstücken sta rrnende Niederscblagswassü aül;unehlnen. Von daher isl djesc

Kanalisation in technischem Sinne,.betriebsfertig", \r'as die Enlsorgungsmöglichkeil liir das

Niedeßchlagswassel angeht.

Fraglicl ist allerdings, ob die Stadt Wipperfürth auch in iechtlicler Hinsicht diesen Misch

wasserkanälen die Funktion zugewiesen hat, das von den Anliegergl uidstücken stam1nende

Niederschlagswasser aufzunehnen. Denn cin Kanal ist nur dann Teil der städlischen Entwäs-

serungseinrichtung. \venn er fir den Entwässerungszweck technisch geeignet ist !4d eine

entsprechendc Bestirümurg durch Widmung vorliegt, wobei diese nicht fonngebunden ist

und auch konkhdent erfolgen kann. Um eine Widmung bejaien zu können, muss also der

nach Außen wirhmehmbare Wille der Gemeinde \,o icgeü, dass die fiagliche Anlage als Teil

der gemeindlichen Enlwässerungsanlage dienen soll.

OVG Münster. Beschlurs \un 31.08.2010 15 A 39/10

Dieser Wjdnungswille kann sich iD vielfliltiger Fonn dokuüentieren: Erhebt die Gemeinde

bspw. für die Benutzung des Kanals Abrvassergebühren, so liegt darin einr: konkludente

Widrnung.

So trusdrücklich OVG Münster ilt|o-g. Beschluss

Einen wichtigen Anhaltspunkt 1ür den gemeindlichen Widmungswillen kann man f-erner der

veröfl'entlichten Anzeige der Betriebsferligkeit entnehrlen, da diese in der Regel auch Vor

gaben dadiber enthält, ob der Kanal nur fir die Schmutz- oder auch flir dic Niederschlags-

wasserentsorgung genutzt werden dad-

Im vorliegenden Fall enthält die Allgemeinverfilgung vom 18.01.1996 die ausdückliche

Vorgabe, lvonaoh die darin angezeigten betriebsLftigen Karäle nur fir die Einleitung von

Schmutzwasser genutzt werderl dürfen- Danrit ist der nur eingcschlänkte Zweckbestimmung

der Stadt Wippefirih eindeutig dokumentiert worden. Die Mischwasserkanäle in Thier und

Wipperfeld sind zwal Teil der öffentlichcn Entwässerungseinrichlung, abel nicht liil die

Aufnahme des aufden privaten Grundstücken anlallenden Niederschlagswassers bcstimmt.

Somit sind die in dcr Allgemcinverfigung vom 18.01.1996 genannten Karläle im Rechtssinne

nicht..bctr-iebsledig" für dje Entsorgung des von den Anliegergrundstückm herrühlenden



-9 -

Niederschiagsu'asser-s, so dass bereits.m dieser Stelle die Entstehung dcr Beitragspflicbt auf:

Srund dcr Möglichkeit der Anschlussnahne rccbtlich verneilt werden muss.

c)

Erg:inzerd ist anzumerken, dass die Entstehung der Beitragspflicht nicht nur an der fehlenden

Widrnung der Kanalisation scheitert, sondem allch die nächste Voraussetzung, nätrlich das

Bestehen eines Anschlussrechtes i'ehlen \ailrde. Denn die Entwässerungssatzung der Stadt

Wipperfürlh sieht keincn Rechtsanspruch des Gmndstückseigentüme$ vor, das arf seinem

Grlndstück anlallende Niedcrschlagswasser der geneindlichen Kanalisation zuzuführen.

Die Entwässemngssatzung der Stadt Wippefirth vom 03.03.1995 bestimmte im einschlägi

gen $ 3 II vielnehr Folgendes:

,J)as Anschlussrecht erstrccfu sich attch auJ dtts Niederschlags\tasser Die

Stadl kunn den Anschluss des Niederschlagswassers gdnz oler teihteise aus,

schlielen, ',rcnn es auJ über\,^iegend zu llohnnt,ecken genutzten Gebieten an-

.ftillt und ohne BeeintAchigung des lltohls der Allgemeinheit ver:;ickert, rer-
regnet, wrrieselt t)der in ein Gewässer eitgeleitet wenlen kann (i 51 Abs. 2

Nr. 3 LWG)."

Diese Satzungssituation besteht bis heute. Sie findet sich im $ 5 III dcr aktuellen Entwässe-

rungssatzung der Stadt Wipperfür1h ilit folgendem Woftlaut:

.Darüber llinaut i.\l der Anschhßs des NiedersclllagswLlssels eusgeschlassen,

ienn und sa\reit cler Anschluss des Niederschlagsva$ers hereits auf der

Grundlage des ! 5I Ahs. ) des his zunt 30.06.J995 geltenden Wlrssetgesetzes

.für dus Land Nordrhein-Westfalen yon 09.06.1989 (GV NII/ 384), zuletzt ge-

iindert durch Gesetz tom 14.01.1992 (Gf NW 39.), in Verbindu g tnit $ 3 Abs.

2 der Entwässerungssetzung det Skldt Wippefiirth vont 03.03.1995 au.gge-

schlossen r,0r. '

Bei dieser satzungsrechtiichen Regelung orgibt sich. dass den Grundstückscigcntümem kein

zwingender Rechtsanspruch zustand, in die gemeindiichc Ka[alisation auch das Nieder-

schlagswasser einzuleiten. Vielmelü blieb es einer Ennessensclltscheidung der Stadt übctlas-

sen, diesen Alschluss bei überwiegend zu Wolmzwecken genutztcn Gebieten zu verwclgcm,
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sofem das Niederschlagswasser ohne Beeinträchtigung des Wohl del Allgemeinheit auf dcll
Grurdsfücken vcrsickefi, verregnef, verrieselt bzw. in ein Gewässer eingelcitet u,erden kotul

te. Diese Situation dürfle in deir Orlslagen Thier und Wippcrl'eld gegeben sein. Nach dcr

Rechtsprechung nruss dann aber das Bestehen eines Anschlussrechtes verneint tverden.

OI/G Münster, Ihteil vau 3l-05.2005 15 ,4 1690/03 , i. Leitsatz: ,.8i11 in

dus Ernessen der Gemcinde ge,ttellte Anschlussrecht hindert grunhützlicll
das Entstehell der Anschlussbeitt.agspflicht unhhängig dar.)n, u,ie ß,dhr-

scheinliclt die Ahlehnung eine.t begeh cll Anschlusses itt."

Nur der Vollständigkeit halber sej darauf hingewiesen, dass fir das Kanaianschlussbeitrags-

recht allein die Frag€ des Anschlussrechtes, nicht abü die des Anschluss- und Benutzungs-

zwangs eine Rolle spielt. Beitragsrechtlich bedarf es keiner Prüfung, ob die Stadt Wipper-

fürlh berechtigt gewesen wäre. de11 Anschluss- und Benutzungszwang auszuüben.

lkl. OL'G Münster, Urteil ,-om 15.10.1930 2 A l7ß/3A ;Griinettald
in: Drk:haus, Kommu alabgabenrecht, Kanlmentar, $ I Fc.510

Diese Fragestellung, die ir-n Zusammenhang mit den oben genannten ordnungsbehördlichen

Verordnungen in der Diskussion zwischcn der Stadt Wippefifih und der Oberen Wasserbe-

hörde cine zentrale Rolle spieit, ist beitngsrechtlich iffelevant.

Zwischenetgebnis: Für die bebauten oder bcbaubalen Gmndstücke in den Ofislagen Thier
und Wipperfeld ist mit Blick aüfdie in der Allgemeinverfügung vom 18.01.1996 gerannten

Kanäle die Teilanschlussbeitragspflicht bezogen auf das Niederschlagswasser noch nicht

cntstanden, weil diese Anlagen nicht ftir Ent'sorgung auch des Nieder.schlagswassers be

stimnt worden sind. Ferner besteht fir diese Eigcotüm€rgruppe bislang kein Anschlussrecht.
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4. Hypothetische Ab*'andlung: Rechtliche Berveltung bei künftiger Zulassung der

Niederschlagswassereinleitung ünd satzungsmäßigem Anschlussrecht

Für die obcn betrachtete Grundstücksgruppe hat es die Stadt Wipperfürth in der Hand, die

beschriebenen Hindamngsgründe für die Entstehung der auf das Niederschlagsu'asser bezo-

genen Teilbeih.rgspflicllt zu besejtigcn. Im Folgenden sol] schon jetzt dargestellt werden, wie

sich dam die Frage der Beitragspflicht darstellt, wenn die Stadi die notwendigen Rechts-

handlungen dul chflihrl.

a)

Irl1 eßten Sclritt müsste die Stadt Wilpeäir1h dulch u'eitere Allgerneinverfügung die Ein-

schränkung dcs Nutzungszwecks auf die Sclnutzwassereinleitung auf}leben. Die Einleitung

auch dcs von den Anliegergmndstücken stamnendeir Niederschlagswassers wZLe ausdrück

lich zuzulassen.

b)

Femer wäre cine Anderung der Entwässeningssatzung notwendig, nm den Gnrndstückseigen-

tümern ein unbedingtes Anschlussrecht auch im Bereich des Niederschlags\Ä'assers zu vennit-

teln. Dies bedeutet fir den einschlägigen $ 5 konkret Folgendes:

lm Absatz I wäre das Wofi .,grundsä1zlich" zu streichen.

- Der Absatz 2 u,äro eßatzlos zu stleichen (Er g€ht ohnehin ins Leere. weil er an die

füihere Bestirnmung des $ 51 a II i LWC NRW anknüpft, der heute einen gänzJich

anderen Inhalt hat.).

- Der Absatz 3 wäre ebenfalls ersatzios zu streichen.

c)

Von diesen Hypothesfl ansgehend, würden die oben vemcioten Voraussetzungen für die

EnrdehL rg dcr Beitftgrpllichl r^rliepen.

Es bliebe als letztc ur1d bislang Lingeprüfte - Voraussetzung lür die Entstehung der Bei-

tragspflicht die Frage des Bestehens eines wirtschafllichen Vortcils zu beweften.

Nach | 8 II l(AG NRW müss dem Bein'ag zwingeüd ein durch die Möglichkeit der Inan-

spruchnahme der Anlagc gebotcnel wirlschatllicher Vofieil gegenüber stchcn.
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Dieser Voteil besteht hier für die Grundstücke darin. dass erst djc Existeüz der geneindli,

chen Entwässerungsanlage bei unbebauten Crundstücken eil1e bauliche Nutang des Gmnd-

stücks enDöglicht, da bauordnungsr-echtlich zur gesicirerlen Erscl,ließung eines Gmndstücks

auch die Existenz der crforderlichen Abwasscr-anlagen gehöt. Bei schon bebauten Grundstü

ckei besteht der Voteil darin, dass eine nü provisonsch vorgenommene Abu'asserbeseiti-

güng durch eine endgü1tige und ordnungsgetnäße Entsorgung eßetzt wird.

lkl. Schtleider in: Hdmacher u.a., KAG NRW, Kommentar, $ 8 Rz. 74

Vor diesem Hintergrund muss im G rndsatz für die Grundstücke in Thierund Wipperfcld die

Voteilslage bejaht \4.erden, sobald im Sinne der hier vorgenonnnenen h)?othetischen Be-

trachtung - das dort bestch€nde Kanalnetz auch fül die Einleitung des Niederschlagswassers

zugeiassen wird ünd die Satzung ein unbedingtes Anschlus$echt vennittelt.

d)

Es gibt aber einc in der Abwasserpraxis nicht unrvesentliche Grundstückskategorie, für wel

che die Rechtsprechung das Bestehen des wirtschaftlichen Vofteils gerade in Zusammenhang

mit der Niederschlagswasserbeseitigung vemeintt Betlofl'en sind die Grundstücke, die dem

Regime des Landeswassergesetzes unterfallen, wie es zrvischen den 01.01.1996 bis zur Ge-

setzesnoveilierung vom 03.05.2005 galt.

Denn fir diese greift die damalige Regelung des $ 51 a LWG NRW mit der Anordnung, dass

grundsätzlich der Grundstückseigentümer veryflichtet ist, selbst liir die Entsorgung do.Nie-
dctschlagswassers zu sorgen und er dies in erster Linie durch Velsickerung oder Verrieselung

auf dem eigcnen Grundstück zu erledigen hat. Betroffen \varci von dieser Regelung a1le

Grundstücke. die so der Cesetzeswoftlaut

,.nach den 01.01.1996 erslmals hcbauL hefbstigt oler an die ölJbntliche Ku a-

lisatio n ailges cllloss en v, erden.'

Für die Ofislagen Thier ud Wipperfeld findet diese Regclung Anwordung. Dcnn sie sind

aui'grund der oben mehrfach zitierten Allgeneinverfügung crst nach dem 0l.01.i 996 ar1 die

öffentliche Kanalisatior dngeschlossen worden. Mit dieser Voraussetzung des S 5l a I LWG



-13,

NRW ist nicht etwa die Anschlussn, öglichkeit an die Niederschlagsrvasserkanalisation, son

dem an die Schlrutzwasserkanalisation gemeint.

Vgl. OL'G Münste:r, BescJthtss.ton 3L01)007 15 A 150/05 , Auclt die

\reiteren tutbesldndli.clle yaraLßsetzungetl des ! 51 a LIIG a.F lagen /ür das

liltigerische Cru d.tlücli,-or. Es v,tu'de mit dem Schmulzwan^ser erstnldls i

AugusL 1997, alsa nach tlem Slichtag, angesclllossen Das und nichl ehra ein

ersblluliger Anschluss mit den N[ederscl agsv'asser 4n die Ka alisalian ist

der nttlJgebende Lin,stand, unt die Bet.itigungspflicht des Nutzungsherechtig-

ten auszulösen. ... Der Kofizeption des 51 5l a LWG a.F. lag dit I hctlcgunS:

zugt'u de, dass die Niedtrschlagsv'asserbeseitigu gsplichl fiir Cru i(li)'ke

tlie nath dem SlichlaE üherhaupt erstmals cntw-ässerunggleclilisch elfdist

*etden, auf (lie NLizungshereclltigten übenrälzl terden sallte '

Diese aufgrund der früheren Rechtslage vcmittelfe Zuständigkeit der privaten Crundstücks-

eigentümer, das anfallende Niederschlagswasser selbst zu beseitigen, vcrhindeft den Einlritt

der Voteilslage in den Fällen der bloßen MöSlichkeit des Anschlusses an die ge eindliche

Niederschlagswassercntsorgung (und zwar auch iach Einfihrlng der Niederschlagswasser-

überlassungspflicht durch die LWG Novellc 2005).

tsgl. OfG Miinster, Urteil von 22.01.2003 15 ll 488/05 : .,Dieser Vorteil

ktnn bei den hier in Rede stehe den Crundslücken nichl nelt yerschaf.li wer-

den. Für sie v,ird nämlich nach der'lypik des f 5l a LWG a.F. hcrcits \rot1

ronlherein beitragst echtlich zugt'unr|e gelegt, Llass die Beseitiswlg des aLtf il1

nen anJillerulen Niederschlagnxtssers icht nül prorisoriscl't, sondern tLuf

Dauer u4[ rlen Gruntlstücken selbst erfblgl. Diese beitragsrecltlliche Be\rer-

t g h.tL zur Konsequenz, dt1.ts diesen (]rundstücken mit einer u ter Ller (;el

lung des geände en lfasserrechts etöffneten Anscltlussmögltchkeit tlPischcr-

lreise ni.cht erslnttllig etne auf Dauer angelegte Grundstücksentw,üsscru g un-

geboten \ti . ... D(&er entsteht für Gtundstiicke, die grundsätzlich de An-

v,enclungsbereich rlcs ! 51 u I'IltG a.F- unlel.fieletl Lü1.1 duf []enen ei e Privale

Al, d. rr, /,/ng.r',r:*,, i' tct u - un\ bitri\ h, n r LtrJ,. ul !, itt Jttt. l' J i c Ä tuJ' run;

des llasserrechtes durch Gesetz ron A3.05.20{)5 üichl die Reittagspflicllt. Zu-

samnrc fussend löst somil ullein die Möglichkeit des Ansclthsses fir diete

(iru dstück? schlechthin keine Beiltegsfit'licht aus. Das kiinte alle4fitlls

lltrch tatt.ttichlichen Anschlu$' geschehen.'
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Es kommt also entscheidend darauf an, ob dje hicr betroffenen Gruodstückscigentümer in

Thier und Wipperfeld diese zwischen 1996 und 2005 geltende Cesetzeslage nutzten und tat-

sächlich auf ihren Grundstücken einc private Niederschlagsrvasserbeseitigung betrieben ha

ben. Solange dies der Fall ist, dauerl diese fi'ühelc gesctzlichc Privil€gi€rlrng fbfi und kann

auch nach einer Erweiterung der Widmung und Arde|ung .ler satzungsmäßigcn Regelungen

zum Anschlussrecht die Stadt Wipperflirth njcht unter Hinweis aufdie Möglichkeit der Inan-

spruchnahne der weiteren Teilbeitrag erheben.

Es bleibt die Frage, ob das bloße Betreiben der privaten Niederschlagswasserbes(itigung aus-

rcicllt odc1. hierlür durcl die Grundsti.ickseigentümer das Vorliegen einer wassenechtlichen

Erlaubnis nachgewiesen werden üuss; eine solche ist lediglich in l2 Fällen cingeholt wor-

den.

Zur Frage, ob die Durchfihrung der privaton Niederschlags\\,asserbcscitjgung nach $ 5l a

LWG NRW a.F. stets und ausnahmslos eine wassenechtliche Erlaubnis voraussetzte. ergibt

sich ein differenziefies Bild:

Das Verwaltungsgericht Aachen hatte selbst 1ür einfachc Fomen det-Niedeßci agswasser-

beseitigung die Notwendigkeit einer rvasserrechtlichen Erlaubnis bejaht.

l.G,lachen. Urteilvom 06.07.2005 6 K 2120/98

Die Kornmentierung zum {äiheren | 51 a LWC NRW zeigtc sich deutlich großzügiger:

,, DLts Einleiten |ot1 Niederschlagnrasser in ein Cat,asser. d.h. auch das

Cru ndvass er, ste llt grwld sätzlich eine11 er laubnispllich tigen B e utzungs-

tatbestund dor. Allerdings bedar:f i.ht jede kleinere Einleitutrg, wie etv'd

der Alfluss einer Regentanne oder eines Regenfalh'ohrs einer Erlaubnis.

Ob ein eigener Sicherschacht hierunter zu zi)hlen ist, dütlie ron seiner

Grö|ie ahltängen. Dagegen düfte eine Mtrlde l,ersickeru g mit Belebt

hodenlschicht voli eher erlallbnisJrei geslelll verden. '

IJonert/Rüftgcts/Set1den, LIIIG NRW, Konneülar,4. Aufl. 1996, f 5l u
Ann- 3
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Auch dcr der einschlägige Rundcrlass dcs Ministe.iums 1ür Umwelt, Raumordnung und

Landwirtschaft vom 18.05.1998 zu $ 51 a LWG NRW sah nicht 1ür jeden Fa1l die Vorlage

einer wassen cchtlichen F-rläubnis vor. In de1 Ziffel 4.4 des Erlasscs heißt es:

.Das utltltittelhdrc Eitlfuiten vo1l gesammeltem Niedersch lag.t.r as\L l iit tin
Gewtis;er (oberirdisches Gev,ässer bnt. Grundtasser) .ttellt eine Gevä.e;^er-

benutzung LS.d. f 34bs. I Nl l tmcl 5II/HG dar. Nach $ 2Ab.t. I lHG he-

dcuJ die Benutzung det (i. äsrcr grunds.itzliclt eher Erlaubnis. ..- hn Falle

einer Gorässerbenutzung haben instllrn die zw NiedeßchlLlgs\\tdsserbesciti-

gung l/erpflichteten ei en enlspreche deti Erlaubnisantrag .ü stellen. Keine

Ge.rässerbenutztng und samit erlaubnisfrei ist tlie Versickerung wn Nieder-

sclllagsy,asser über die belebte Br,'denzone (2.8. groJ|flächige Versickerung

äber eine Lmbcfestigte hegrünte Fläche) und einc l/ers[ckerung, die älmliclr

wie über eitie belehte Badenzone erfolgt."

Die Rechtsprechung des OVG Münster lässt ebenfalls erkenncn, dass nicht für s?imtliche

FoImen dor privaten Niederschlagswasserbeseitigung cine wasserechtliche Erlaubnis einge-

holt werden (n1lsst€. In der Entscheidung

OYG Münster (r'teilwm 22.01.2008 15A488/05

leitete der Grundstückscigentünel das Niederschlagswasser in cincrl Teich und cirr Überlaut

becken, um es sodann auf dem Grundstück versickern zu lassen: hjedür hatte er den Antrag

auf Ertcilung einer wasserrechtlichen Erlaubnis gestellt, welcher aber nie beschicdeo wurdc.

Nach Aullassung des OVG reicht dies aus, urn dem Eigentämer die P.ivilegierung des { 51 a

LWG NRW zugute komtnen zu lasscn.

Ahnlch stellt sicl die Sjtuation in der Entschoidung

OI/G luIünster- Beschluss vom 11.01.2007 l5 A 150/05

dar. Im dort zu entschcidendcn Saclverhalt rurde das Niedeßchlagswasser auf dern Grund-

stück gcsamneit und einem rückwärligen Bach zugelühft. Der Eigentümer hatte hierzu eine

wasserrechtliclie Erlaubnis beantragt; die züständige Untere Wasserbehördc teilte daraulhin

mit, dass die Erlaubnis nicht erforderlich s€i, da es sich um eiüen genehnigungsfreien was-

senc(htli(hcn A,r iegergcbrar ch lrrndele.
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AnSesichts dieses Belündes, der sich autgrund der Erlasslage sorvie der Recl,tsprechung uod

Kommentierung ergibt, wird es sich nicht vertreten lassen. der Zulässigkeit der privaten Nie

derschlagswassercntsolgüüg in don Odslagen Thjer und Wippeü'eld - und dan,it deir Fortbe-

stand del Vergünstigung des { 51 a LWG NRW a.F. ausnahn,slos vom Vorliegen ciner

wasserrechtlichen Erlaubnis abl,ängig zu machen.. Die Stadt Wipperfirlh kann sich heute

nicht auf den Standpunkt stellen, dass die Crundstückseigentümer seinerzeit errle wasser-

rechtliche Erlaubnis hätten cinlolen müssen. rvenn die damalige Pmxis der Wasserbehörden

bis hin zun Ministerium in erheblichem Umfang einc Erlaubnisfreileit bejahie. Vielnehr
rnuss dje Stadt sich an die Vorgaben des ministeriellen Erlasscs halten. Dieser lässt kaum

eine rechtssichere Beantq'ortung der Frage zu, wann eine erlaubnisfieie Niederschlagswas-

servenickerung vo ag (\\'as 1ällt alles untel die ,.Versickerut1g, die ähnlich u'ie übcr eine

belebte BodenzoDe efi'olgt", welche nach Zilfer,l.4 des Erlasses Erlaubnisteiheit genießt?)

Auch die Pralds des Oberbergischen Kreises nruss beachtet werden, der - wie aus anderen

Vellähren bekannt - bei einl'achen Fomlen dei Niederschlagswasserversickerung und Verrie,

selung eher zü Annahme der Erlaubnisfreiheit tendierte.

Vor diesem Hiniergrund ist eher davon auszugehen, dass eine fehlende wasserechtliche Er,

laubnis die Entstehung der Rechtspositior aus $ 5l a) LWG NRW a.I.4ig[! hinden. wenn

die aul dem jeweiligen Grundstück bis heute konkret betricbene Niederschlagswasserentsor-

gung entweder mit wassenechtlicher Erlaubnis erfolgte (dies rvären 12 Fä11e) oder eine Et-

laubnisfreiheit aufGrundlage des ministeriellen Erlasses zu $ 51 a LWC NRW a.F. bzn. ein

\'on der Unteren Wasserbehörde bejahter erlaubnisfreicr Einleitungstatbcstand vorlag. Im
Zweifelsfall sollte die Stadt Wipperlüfih eher davon ausgehen, dass kcinc Erlaubnispflichtig-

keit bestarld. Die Rechtmäßigkeit der damaligen lra-.<is der Wasselbehörden begegnet z\\'ar

Bedenken. Die entscheidcnde Präffrage nlüss abel-lauten: Kotu1te der Grundstückscig€ntü-

mer seinerzeit überhaupt eine Erlaubnis erhalten oder wäre dies nangels Bescheidungsinte-

resse wegen Erlaubnisfreiheit - abgelehnt worden? Vermochte er eine solche njcht zu er-

langen, kann einc solche möglichenveise zu großzügige oder sogar rechtswidrige Praxis der

Wasserbehörden heutc dcm Grundstückseigcntü el nicht zum Nachteil gereichcn. Im Zwei,

t'el sollte dic Stadt Wipperfirth eher davon ausgehen, dass arfgrund erlaubnislieier Einlei-

tung in das Crundwasser eine wasserrechtliche Erlaubnis nicht eingeholt \\'e1den musste.

Zwischenergebnis: Diejenigen Grundstücke in Thier und Wipperfeld, die zr,r'ischcn 1996 und

Mai 2005 bebaut waren bzw. wu.den und tatsächlich eine vol1ständige privatc Nieder-

schiagswasserbeseitigung bet eben, unterliegen dann, wenn es hlcrzu nach den damaligen



wasserbchör'dlicheD Vorgabc]r kcincr bcsonderen wasselrechtlichcn Erlaubnis bedurfte, niclrt

der Kanalanschlussbeitragspflicht. da es nach der Rechtsprechung in diesen Koistellationen
arn wirtschaftlichen Vorteil i.S.d. $ I 11 KAG NRW lel t.

5. Grundstücke in Thier und Wippcrleld mit Niederschlagswnsseranschluss an die in
der Allgemeirvcrfügung vom 18,01.1996 genannten städtischen Katäle

Für diejedgen Gr-undstücke in den Ortslagen Thier und Wippefeld, dic hinsichtlich des auf
den Grundstücken anfallenden Niederschlagswassers an die in der Allgemeinverfügung vorn

18.01.1996 genannten Mjschwasserkanäle tatsächlich angeschlossen sind, gelten wie oben

bereits beschrieben andere Voraussetzungeo für die Eltstehung des Beitragstatbestandes,

dic von denjenigen, die an die bloße Möglichkeit der Anschlussnahme anknüpt'en, abwei-

chen-

r)
Der bauplanungvechtliche Status des angeschlossenen Crundstricks spielt keine Rolle. Auch
Außenbereichsgrundstücke u terlicgen der Beitragspllicht. Dies gilt auch 1ür unbebaubare

Grundstäcke: Auch diese schulden einen Beitrag, wenn sie aeal angescblossen wurden_

1',7

l'gl. Dietzelitt: Driehaus, a.a.O., I I Rz. 552

b)

Die ü'ichtigste Volaussetzung fir die Entstehung der Bi-itragspflicht. nämlich die tatsächliche

Anschlussnahme, liegt dann vor, wenn zwischen dem in der Straße liegenden Kanal und den

Stelleo. an denen auf dem klägerischen Grundstück das Niederschlagswasser gesanü1elt

wird, einc leitungsmäßige Verbindung besteht.

Itgl. Dictzel in: Driehaus. o a.0.,.1 3 ,R". 5JJ. ,.h:ir einen Kunalonschluss ist

erförderliclt, tlass zvisclrcn den StruJJensammelka al u d de l/orrichtungell

zum Sammeln u d,4hleiten der Abttister auf dem Grundstück eine b..triebs

.fertige tr/erbinlung ltergestellt ist. Das ist bei einent bebouten CrunLlstück der

Fall, venn dic Hatüsleilungen auf den GruüaLttüdc so mit do- Grundstücksun-
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schlussleitutlg wrbuntlan sind, tlass aus ihnen das Schntutz- und Regenlr4ssel

zunt St ruJlenkmal a hfl ielSen kunn. "

Gieiches ergibt sich aus den An{brderungm. welche die EntwässerungssatzLlng der Stadt

Wipperlürth an eine AnschlussnalDle stellt. Nach $ l3 I dieser Satzung ist jedes Grundstück

untedrdisch mit einer eigenen Anschlussleitung an die öffentliche Abwasseranlage anzu-

schließen. In Gebieten mit Mischsystemen bedaf es fit jedes Grundstück einer Arschlusslei

tung, in Gebieten mit Trcnnsystemen je eiler Ansch]ussleitung für Schrnutz- und Nioder-

schlagswasscr,

Die Satzung lässt es somit nicht ausreichenj nenn das Wasser aufgrund des natürlichen Gc-

flilles vom Grundstück über dic Straße in die Kanalisation gelangt.

Da es in den Oftslagen Thier und Wipperfeld nur Mischwasserkanäle gib1, wiüe der Tatbe-

stand einer tatsäcl iclen Anschlussnahme dann erfolgt, wenn das aufdem Grundstück anfal-

lerdc Niederschlagswasser entweder in die besteherde Schmutzü'asser-Hausanschlussleitung

cingeleitet wird oder abcr ejne cigene Leitung für das Niederschlagslvasser erstellt wurde.

c)

Die nächste Tatbcstandsvoraussetzung flir die Erhebung eines Beihages aufgrund tatsächli-

cher Anschhßsnahme ist das Vorliegen der nach der Satzung erforderlicben Anschlussge-

nehnigung. Wird eine solche Gelehmigung ertei]t, kommt es nicht meht darauf an, ob der

Kanai von seiner Widmung her übcrhaupt zur Verfügung steht; auch die Frage des An-

schlussrechtcs ist dann unerheblich.

Ohne Erteilung dicser Genelmigung kani die Bejtlagspflicht nicht entsteht.

OllG Münster, Beschlttss vom 13.47.1998 15A3798/95

Selbst eine wisscntliche Duldung des Anschlusses durch die Stadt kann sie nicht eßetzen.

Vgl. Schrcider, d.a.O., Pe. 66

Nach der Entwässerungssatzlrng dcr Stadt Wippcrfifih ist das Vorliegen einer Zustimmllng

zur Anschlussnahne zu'ingend. $ 14 der Satzung besagt:



,.Dic llerstelllulg, Atderung oder verönderte Nutzung des AtlschlLtsse,^ hedarf

der vorherige Zustinmung der Stadl ußbhtingig *tm baurechtliclten llerfah-

retr ((ienelnligutlg ode r Frei ste l lun g). "

Nacb den hier vorliegendl-n Ljnterlagen hat die Stadt Wipperflith nie ejne solche Anschluss-

genehmigung efieilt, so dass die Beitragspflicht noch nicht entstanden sein kann. Sornit hängt

die Entstehung der Beitragspflicht fir diese Gruppe von Grundestücken davon ab, dass die

Stadt nachträglich die Genehmigung crteilt. Für sie ist keine Rückwirkung anzuordreq weil

ansonsten auch die Entstehung der Beitragspllicilt zejtlich ir die Vergangenheit verlageri

wird und dann Festsetzungsverjährung eintreten könnte.

d)

Wiederum ist aber eine Sonderkategorie in den Blick zu nehmer:

Das Genehmigungserfordemis besteht erst scit der Entwässerungssatzurg vom 23.01.1997.

Dies fült1 dazu, dass diejenigen Grundstücke, die hinsichtlich der Niederschlagswasserent-

sorgung vor lnl:ralltreten dieser Satzung an die Kanaiisafion angeschlosscn wurden, dem

Genehn, igungserlbrdemis nicht unterliegen. Bei diesen Grundstücken genüg1 also die tat

sächliche Anschlussnabme, um die Beitragspflicht auszulösen.

Hier stellt sich datrn noch die Frage der Erfüllung der ietzten Beitragsvoraussetzung, also das

Vorliegen des wirtschaftlichen Vofieils. Insoweit gilt aber nach der Rechtspr.echung, dass der

wiltschaftliche Vofieil unwiderleglich vennutet wird. wenn der tatsächliche Anschluss mit
Wissen und Wollen des Grundstückseigenttinrcrs erfolgte.

- l9

OVG Münster. Beschluss tom 16.04.201) l5 A 593/12

Es kann hier davon ausgegangen rverden, dass dje faktischen Anschlussnahmen vor Inkmft-

trcten der Ent\\,ässerüngssatzung vom 21.01.1997 üjt Wissen und Wollcn der EigeDtümer

vorgmommen worden sind.

Für diese Cruppe von Grundstücken wäre daru die Bcitragspflicht entstandell und heute ver
jähr.
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6. Grundstücke in Thier und Wipperfeld an Straßen mit Kanälen, die nicht in der

Allgemeinverfügulg vom 18.01.1996 genannt sind

Für dic Grundstücke in den beiden Ortslagen, die an solchen Str:rßen liegen, in denen

Mischwasserkanäle verlegt worden sind, welche in der Allgerneinverfügung vom l 8.01.I996

keine Erwähnung finden, fehlt es bereits an der Anzeige cinel betriebsfertigen Kanalisation.

Eine Beifragspflicht aufgmnd der Möglichkeit der Anschiussnahme scheidet daher von vom-

herein aus- Sowejt die Eigentümer eine tatsäcl iche Anschlussnahme vorgenommen haben,

gelfen die gleichen Gmndsätze wie unter 5. ausgefihrt.
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Zusaurrtenfdssu g det Ergebnisse:

l.
Aufgrund der unterscl, i edlichen Sachveüalte ]ässt sich die Frage, ob für die Grundstücke in

dcn Otslagen Thier und Wippcrfcld heute der aufdie Niederschlagswasserentsorgung entfal

lende Kanalanschlussteilbeitrag elhoben werden kann, nicht einheitlich beantworlen. Es be-

darf rielmehr einer dilTerenziererden Betrachtung.

2.

Die Gruldstücke, die bis heute an dic

i8.01.1996 genannten Kanäle hinsichtlich

in der städtischen Allgemeinverlügung vorn

des Niederschlagswassers nicht angeschlossen

sind, unter'liegen auch weiterhin keiner Beitragspflicht. Denn die Beitragspllicht kann für

diese Grundstückskategorie nur dann entstehcn, .Ä'enn die Möglichkeit der Anschlussnahme

gegeben ist. Eine solche besteht nicht, weil aufgrund der AllgeneiDvefigung und dcs darin

zum Ausdruck gebrachten Widmungsr,r,illcn der Stadt Wipperfürth die Mischwasserkanäle

für die Entsorgung des von den Anliegergrundstücken starnmcnden Niedcrschlagsrvassers

nicht zur Verfigung stchen. Femer verfigen die Eigentümcr dieser Grundstücke nicht über

das für die Entstehung der Bejtragspflicht notwendige unbedingte Anschlussrecht, da die

Entwässerungssatzung der Stadt Wipperfl lh in ihrer gegenwärtigen Fassung das Anschluss-

recht als gerneindlicbe Emlessensentscheidung ausgestaltet hat.

3.

Unterstellt, die Stadt Wippefifih r,r'ürde durch neue Allgemeinverfigung die Einleitung des

von den Anliegergrundstücken stammenden NiedeNchlagswassers in die Mischwasserkanäle

zulassen und zudcn durch Andcrung der Entr,r'ässerungssatzung ein uneingeschränltes An-

schlussrecht begründen, wäre gleichwohl keine Beitragspflicirt gegeben. Denn die Ofislagen

Thier und Wipperl'eld unterliegen der Sonderegelung des $ 5l a I LWG NRW a.F.. Diese

Bestimmung sieht vor, dass in Ortslagen, clie nach dem 0i.01.1996 erstmalig betriebsfetjg

kanalisiert wordcn sind, die Zuständigkeit fir die Entsorgung des Niederschlagswassers bei

den Grundstückseigentürncm liegt.

Nach dcr Rcchtsprechung des OVG Münster erlangen diese Eigentümer daher nicht den für

die Entstehung der Bcitragspflicht notrlendigen wiftschaftlichen Vofieil, wenn die Komrnune

jetzt erstrnals die Möglichkeit der leitungsgebundencn Entsorgung des NiedeNchlagswassen
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bietet. Grundstücke, dic unter das Regime des -s 51 a LWG NRW a.F. fall€n, $'erden e$t

dann hinsichtlich des auf die Nicderschlagsrvasserentsorgung entfallenden Antejls beitrags

pflichtig" wenn sie eine tatsäcl iche Anschlussnahme voilziehen. Dies gilt im Zweifei auch

dann, wenn dje prjvatc Nicderschiagswasserentsorgung dulch Vcrsickerung odcr VelTiese-

lung ohne u.asserrechtliche Erlaubnis betrigbclr wurde. Die grundsätzlich bestehende Erlaub-

nispflicht für die Einleitung des von befestigten Flächen stammenden Niederschlagswassers

in das Grund'"vasser ka nänlich praktisch nur in Ausnahmeldllen zur Anwendung. Denn die

Praxis der Wasserbehörden, wie sie sich zur Zeit der Gcltung dcs $ 51 a LWG NRW insbe

sondere aufgrund der ministerjellen Erlasslage entwickelte, lührte diuu, dass im Regelfall bei

den gängigen Fonnen der einlächen Versickerung des Niederschlagswassers auf rückwälti-

gor Rasenfl ächen Erlaubrlisfreiheit besteht.

4.

Für die Grundstücke in den Ofislagen Thier und Wipperfeld, die tatsächlich nrit dem anfal-

lenden Niederschlagsrvasser an die Mischwasserkanäle angcscblossen sind, bestcht keine

Tcilbejtragspflicht. Denn diese sctzt voraus, dass die nach der E[twässennSssatzung dcr

Stadt Wipperäith eforderliche Zustinmüng zum Aaschluss vorliegt. Solche Zustimmungen

sind in keinem Fall erteilt worden. Somit komlrt eine Beihagsveranlagung erst dann in Be

tmcht, wenn die Stadt wipperflirth nunmehr die Zustimmungsbescheide erl;isst.

Diejenigcn Grundstücke, dje vor lnkrafttreten der EntwässerungssatzLurg vorn 23.01.1997

den tatsächlichen Anschluss an die Mischwasserkanäle auch hinsichtlich ihres Nieder-

schlagswasseranfalls vorgcnonrmen haben, köntlen nicht mehr zu elnen Beitrag herangezo

gcn werden. Denn bis zur Entwässelxngssatzung vom 23.01.1997 bestand kein satzungsüä-

ßiges Genehmigungserfordernis 1ür die Aischlussoahme. Somit löste der Vollzug des An

schlusses auch olme Genehmigung die Beitragspflicht aus; die weitere rechtliche Vorausset-

zung, nämlich das Vorliegen des wirlschalllichen Vofieils wird nach der Rcchtsprechung in

dcn Fällen des faktischen Anscirlusses un$'idorleglich velmufet.

6.

Es ist davon auszugehen, dass in der Allgemeinvcrfigug vorn l8-01.1996 üicht alie heute

existicrendcn Mischwasserkuräle gcnannt siüd. Für die hien'on erschlossenen Gmndstücke

kann eine Beitragspflicht unter den Gesichtspunkt der Anschlussmöglichkeit von vornherein
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nicht entstehen, weil eine solche die kommunale Anzeige der Betdebsfertigkeit des Kanals

vomussetzt. Allerdings gelten auch flir diese Grundstücke die beitragsrechtlichen Gr'ündsätze

irn Falle der tatsächlichen A:rschlussnahme: Welln diese zeitlich vor deln Inkrafttreten der

Entwässerungssatzung vom 23.01.1997 rnit der darin erstmals statuierte[ Gene]migungs-

pflicht efolgten, wäre die Verj:ihrung der Beitragspfliclt eirgetll-ten; ansonsten kann man-

gels Genehmigung die Beihagspflicht noch nicht ertstanden sein.


